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Α. Einführung 

Im Jahr 1998 entschied das Bundesverfassungsgericht  in Abkehr von 
seiner bisherigen Rechtsprechung, daß die Verletzung der Allgemeinheit 
und Gleichheit der Wahl zu Volksvertretungen der Länder nicht mit der 
Verfassungsbeschwerde  zum Bundesverfassungsgericht  gerügt werden 
kann1. Kernpunkt dieser Entscheidung war die Frage, ob im Anwendungs-
bereich der Wahlrechtsgrundsätze aus Art. 28 Abs. 1 S. 2, 38 Abs. 1 S. 1 
GG ein Rückgriff  auf den mit der Verfassungsbeschwerde  rügefähigen all-
gemeinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG zulässig ist. Das Gericht 
hat diese Frage verneint. Aus konkurrenzdogmatischer Sicht ist allerdings 
weniger das Ergebnis, vielmehr die Begründung von Interesse. Erstmalig 
hat das Bundesverfassungsgericht  nicht nur lediglich das Vorliegen eines 
Spezialitätsverhältnisses zwischen Verfassungsnormen festgestellt, sondern 
darüber hinaus auch die dogmatischen Folgen dieser Konkurrenz umfassend 
untersucht. Das Gericht geht davon aus, daß immer dann, wenn sich eine 
Rechtsnorm gegenüber einer anderen wie lex specialis zu lex generalis ver-
halte, noch keine Entscheidung über die Unanwendbarkeit der allgemeinen 
Norm getroffen  sei. Vielmehr müsse die Frage der Zulässigkeit des Rück-
griffs  auf die allgemeine Norm durch umfassende Auslegung der beteiligten 
Rechtssätze geklärt werden. 

Ob das Gericht mit dieser Entscheidung eine Kurskorrektur  hin zu größe-
rer konkurrenzdogmatischer Sorgfalt  unternommen hat, bleibt abzuwarten. 
Eines zeigt der Beschluß vom 16.07.1998 jedoch gewiß: Die Lehre von den 
Konkurrenzen der Rechtsnormen spielt auch im Verfassungsprozeßrecht 
eine nicht zu unterschätzende Rolle. Wenn wie hier die Zulässigkeit der 
Verfassungsbeschwerde  zum Bundesverfassungsgericht  von einer konkur-
renzdogmatischen Vorrangentscheidung abhängt, wird die Konkurrenzfrage 
zum prozessualen Schlüssel für die Erlangung bundesverfassungsgerichtli-
chen Rechtsschutzes. 

Aber auch materiell-rechtlich ist die Lösung von Konkurrenzfragen  im 
Grundrechtsbereich kein zu vernachlässigendes Problem. Häufig sind für 
ein und dasselbe menschliche Verhalten mehrere Grundrechte einschlägig. 
Teilweise sind diese Grundrechte parallel anwendbar, teilweise schließen 
sie sich gegenseitig in ihrer Anwendbarkeit aus. Deshalb steht erst, wenn 
die grundrechtliche Konkurrenzrelation geklärt ist, fest, an welcher Grund-

1 BVerfG NJW 1999, 43. 
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rechtsnorm eine beeinträchtigende staatliche Maßnahme zu messen ist. Die 
Konkurrenzfrage  wird damit zur entscheidenden Weichenstellung für den 
Umfang des Grundrechtsschutzes. 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind die Konkurrenzverhältnisse der 
abwehrrechtsbegründenden Grundrechtsnormen des Grundgesetzes. Konkur-
renzen anderer Grundrechtsarten oder Konkurrenzen der einzelnen Grund-
rechtsarten untereinander werden nicht berücksichtigt2. 

Die Untersuchung beginnt mit einer methodischen Analyse der Konkur-
renz zwischen Rechtsnormen. Neben der systematischen Einordnung der 
Normkonkurrenz werden hier Fragen der Entstehung von Konkurrenzlagen 
sowie ihrer methodischen Behandlung erörtert. Anschließend wird der Dis-
kussionsstand in Literatur und Rechtsprechung nachgezeichnet und kritisch 
gewürdigt. Ein Schwerpunkt liegt dabei in der Systematisierung der bisher 
entwickelten Lösungsvorschläge. Der letzte vorbereitende Hauptteil schließ-
lich beschäftigt sich mit der Struktur der abwehrrechtsbegründenden Grund-
rechtsnorm. In der Literatur ist nach wie vor umstritten, aus welchen 
Bestandteilen sich eine Grundrechtsnorm zusammensetzt. Diese Unklarhei-
ten müssen ausgeräumt werden, bevor an die Konkurrenzverhältnisse dieser 
Normen überhaupt gedacht werden kann. 

Den Hauptteil der vorliegenden Arbeit bildet die Entwicklung allge-
meiner konkurrenzdogmatischer Grundsätze für den Grundrechtsbereich. 
Basierend auf den Ergebnissen der vorangestellten Untersuchungen werden 
allgemeingültige Aussagen über die Auflösungsbedürftigkeit  und das Auf-
lösungsverfahren  von Grundrechtskonkurrenzen erarbeitet. Hauptanknüp-
fungspunkt ist dabei die ebenfalls zuvor entwickelte Schutzgegenstands-
systematik der Abwehrrechte. 

In einem letzten Teil werden schließlich die gewonnenen Erkenntnisse 
zur Lösung ausgewählter Konkurrenzprobleme herangezogen und für den 
Einzelfall konkretisiert. 

2 Dieser Bereich ist weitgehend eine terra incognita; vgl. Jarass, AöR 120 
(1995), 345 (360); Siekmann/Duttge, Staatsrecht I, Rdnr. 1057. 



Β. Die Konkurrenz von Rechtsnormen 
aus methodischer Sicht 

I. Einleitung 

Die Situation der parallelen Anwendbarkeit von Normen ist bekannterma-
ßen kein speziell verfassungsrechtliches  oder grundrechtliches Problem. 
Vielmehr tritt dieses Phänomen in jedem durch gesetzliche Vorschriften 
geregelten Rechtsgebiet auf. Besonders im Strafrecht  sind die Konkurrenz-
verhältnisse der Straftatbestände nach wie vor ein beliebtes Arbeitsgebiet 
für Rechtsdogmatiker1. Das anhaltende Interesse an der Thematik ist offen-
bar dadurch begründet, daß hier nicht nur speziell strafrechtstypische 
Fragen beantwortet werden müssen, sondern auch grundlegende dogmati-
sche Problemstellungen zu lösen sind. 

In allen Rechtsgebieten geht es bei der Lösung von Konkurrenzsituatio-
nen um Rechtsgewinnung und damit um die zentrale Aufgabe der Rechts-
dogmatik. Das Verfahren  der Rechtsgewinnung führt  aber nur dann zu 
akzeptablen Ergebnissen, wenn die einzelnen Verfahrensschritte  den Regeln 
der Logik nicht widersprechen. Daher muß die zur Lösung eines rechtsdog-
matischen Problems angewandte Methode nachprüfbar,  berechenbar und 
verläßlich sein2. Die Methodenklarheit ist unabdingbare Voraussetzung für 
jedwède rechtswissenschaftliche Untersuchung. Deshalb soll zunächst ver-
sucht werden, das Verfahren  zur Behandlung von Normkonkurrenzen näher 
zu analysieren. Erst wenn auf diese Weise ein gesichertes Fundament 
geschaffen  wurde, macht es Sinn, die Konkurrenzproblematik im Grund-
rechtsbereich detailliert zu untersuchen. 

Im folgenden wird zunächst die Entstehung von Normkonkurrenzen im 
Mittelpunkt der Ausführungen stehen. Dabei soll, ausgehend von einigen 
Überlegungen zum Begriff  und zur Anwendbarkeit von Rechtsnormen, der 
Versuch unternommen werden, die Normkonkurrenz als einen von mehre-
ren Normkonflikten systematisch einzuordnen. 

1 Aus jüngerer Zeit vor allem Abels, Die „Klarstellungsfunktion" der Idealkon-
kurrenz, 1991; Fuchs, Gesetzeskonkurrenz und mitbestrafte Vortaten, Diss. Berlin, 
1989; Mitsch, JuS 1993, 385 ff.;  Fahl, JA 1995, 654ff. 

2 Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff,  S. 9; Kerschner, Wis-
senschaftliche Arbeitstechnik und -methodik für Juristen, S. 20; Schwacke, Juristi-
sche Methodik, S. 2. 

2 Heß 


